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V. Gesetzestexte - Ausschnitte 
 

Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) 
In der Fassung der Bekanntmachung vom 02.01.2002 (BGBl. I S. 42, ber. S. 2909, 2003 

S. 738) 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.07.2017 (BGBl. I S. 2787) m.W.v. 01.10.2017 

Stand: 01.07.2018 aufgrund Gesetzes vom 17.07.2017 (BGBl. I S. 2513) 
 

Titel 1 
Vormundschaft 

Ausschnitte 
 
§ 1802 
Vermögensverzeichnis 
(1) Der Vormund hat das Vermögen, das bei der Anordnung der Vormundschaft 
vorhanden ist oder später dem Mündel zufällt, zu verzeichnen und das Verzeichnis, 
nachdem er es mit der Versicherung der Richtigkeit und Vollständigkeit versehen hat, 
dem Familiengericht einzureichen. 2Ist ein Gegenvormund vorhanden, so hat ihn der 
Vormund bei der Aufnahme des Verzeichnisses zuzuziehen; das Verzeichnis ist auch von 
dem Gegenvormund mit der Versicherung der Richtigkeit und Vollständigkeit zu 
versehen. 
(2) Der Vormund kann sich bei der Aufnahme des Verzeichnisses der Hilfe eines 
Beamten, eines Notars oder eines anderen Sachverständigen bedienen. 
(3) Ist das eingereichte Verzeichnis ungenügend, so kann das Familiengericht anordnen, 
dass das Verzeichnis durch eine zuständige Behörde oder durch einen zuständigen 
Beamten oder Notar aufgenommen wird. 
 
§ 1803 
Vermögensverwaltung bei Erbschaft oder Schenkung 
(1) Was der Mündel von Todes wegen erwirbt oder was ihm unter Lebenden von einem 
Dritten unentgeltlich zugewendet wird, hat der Vormund nach den Anordnungen des 
Erblassers oder des Dritten zu verwalten, wenn die Anordnungen von dem Erblasser 
durch letztwillige Verfügung, von dem Dritten bei der Zuwendung getroffen worden sind. 
(2) Der Vormund darf mit Genehmigung des Familiengerichts von den Anordnungen 
abweichen, wenn ihre Befolgung das Interesse des Mündels gefährden würde. 
(3) Zu einer Abweichung von den Anordnungen, die ein Dritter bei einer Zuwendung 
unter Lebenden getroffen hat, ist, solange er lebt, seine Zustimmung erforderlich und 
genügend. Die Zustimmung des Dritten kann durch das Familiengericht ersetzt werden, 
wenn der Dritte zur Abgabe einer Erklärung dauernd außerstande oder sein Aufenthalt 
dauernd unbekannt ist. 
 
§ 1804 
Schenkungen des Vormunds 
Der Vormund kann nicht in Vertretung des Mündels Schenkungen machen. 
Ausgenommen sind Schenkungen, durch die einer sittlichen Pflicht oder einer auf den 
Anstand zu nehmenden Rücksicht entsprochen wird. 
 
§ 1805 
Verwendung für den Vormund 
Der Vormund darf Vermögen des Mündels weder für sich noch für den Gegenvormund 
verwenden. Ist das Jugendamt Vormund oder Gegenvormund, so ist die Anlegung von 
Mündelgeld gemäß § 1807 auch bei der Körperschaft zulässig, bei der das Jugendamt 
errichtet ist. 
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§ 1806 
Anlegung von Mündelgeld 
Der Vormund hat das zum Vermögen des Mündels gehörende Geld verzinslich anzulegen, 
soweit es nicht zur Bestreitung von Ausgaben bereitzuhalten ist. 
 
§ 1807 
Art der Anlegung 
(1) Die im § 1806 vorgeschriebene Anlegung von Mündelgeld soll nur erfolgen: 

1.  in Forderungen, für die eine sichere Hypothek an einem inländischen 
Grundstück besteht, oder in sicheren Grundschulden oder Rentenschulden 
an inländischen Grundstücken; 

2.  in verbrieften Forderungen gegen den Bund oder ein Land sowie in 
Forderungen, die in das Bundesschuldbuch oder in das Landesschuldbuch 
eines Landes eingetragen sind; 

3.  in verbrieften Forderungen, deren Verzinsung vom Bund oder einem Land 
gewährleistet ist; 

4.  in Wertpapieren, insbesondere Pfandbriefen, sowie in verbrieften 
Forderungen jeder Art gegen eine inländische kommunale Körperschaft 
oder die Kreditanstalt einer solchen Körperschaft, sofern die Wertpapiere 
oder die Forderungen von der Bundesregierung mit Zustimmung des 
Bundesrates zur Anlegung von Mündelgeld für geeignet erklärt sind; 

5.  bei einer inländischen öffentlichen Sparkasse, wenn sie von der 
zuständigen Behörde des Landes, in welchem sie ihren Sitz hat, zur 
Anlegung von Mündelgeld für geeignet erklärt ist, oder bei einem anderen 
Kreditinstitut, das einer für die Anlage ausreichenden 
Sicherungseinrichtung angehört. 

(2) Die Landesgesetze können für die innerhalb ihres Geltungsbereichs belegenen 
Grundstücke die Grundsätze bestimmen, nach denen die Sicherheit einer Hypothek, einer 
Grundschuld oder einer Rentenschuld festzustellen ist. 
 
§ 1809 
Anlegung mit Sperrvermerk 
Der Vormund soll Mündelgeld nach § 1807 Abs. 1 Nr. 5 nur mit der Bestimmung anlegen, 
dass zur Erhebung des Geldes die Genehmigung des Gegenvormunds oder des 
Familiengerichts erforderlich ist. 
 
§ 1813 
Genehmigungsfreie Geschäfte 
(1) Der Vormund bedarf nicht der Genehmigung des Gegenvormunds zur Annahme einer 
geschuldeten Leistung: 

1.  wenn der Gegenstand der Leistung nicht in Geld oder Wertpapieren 
besteht, 

 2.  wenn der Anspruch nicht mehr als 3 000 Euro beträgt, 
3.  wenn der Anspruch das Guthaben auf einem Giro- oder Kontokorrentkonto 

zum Gegenstand hat oder Geld zurückgezahlt wird, das der Vormund 
angelegt hat, 

 4.  wenn der Anspruch zu den Nutzungen des Mündelvermögens gehört, 
 5.  wenn der Anspruch auf Erstattung von Kosten der Kündigung oder der 

Rechtsverfolgung oder auf sonstige Nebenleistungen gerichtet ist. 
(2) Die Befreiung nach Absatz 1 Nr. 2, 3 erstreckt sich nicht auf die Erhebung von Geld, 
bei dessen Anlegung ein anderes bestimmt worden ist. Die Befreiung nach Absatz 1 Nr. 3 
gilt auch nicht für die Erhebung von Geld, das nach § 1807 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 angelegt 
ist. 
 
§ 1822 
Genehmigung für sonstige Geschäfte 
Der Vormund bedarf der Genehmigung des Familiengerichts: 
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1.  zu einem Rechtsgeschäft, durch das der Mündel zu einer Verfügung über 
sein Vermögen im Ganzen oder über eine ihm angefallene Erbschaft oder 
über seinen künftigen gesetzlichen Erbteil oder seinen künftigen Pflichtteil 
verpflichtet wird, sowie zu einer Verfügung über den Anteil des Mündels an 
einer Erbschaft, 

2.  zur Ausschlagung einer Erbschaft oder eines Vermächtnisses, zum Verzicht 
auf einen Pflichtteil sowie zu einem Erbteilungsvertrag, 

3.  zu einem Vertrag, der auf den entgeltlichen Erwerb oder die Veräußerung 
eines Erwerbsgeschäfts gerichtet ist, sowie zu einem Gesellschaftsvertrag, 
der zum Betrieb eines Erwerbsgeschäfts eingegangen wird, 

 4.  zu einem Pachtvertrag über ein Landgut oder einen gewerblichen Betrieb, 
5.  zu einem Miet- oder Pachtvertrag oder einem anderen Vertrag, durch den 

der Mündel zu wiederkehrenden Leistungen verpflichtet wird, wenn das 
Vertragsverhältnis länger als ein Jahr nach dem Eintritt der Volljährigkeit 
des Mündels fortdauern soll, 

 6.  zu einem Lehrvertrag, der für längere Zeit als ein Jahr geschlossen wird, 
7.  zu einem auf die Eingehung eines Dienst- oder Arbeitsverhältnisses 

gerichteten Vertrag, wenn der Mündel zu persönlichen Leistungen für 
längere Zeit als ein Jahr verpflichtet werden soll, 

 8.  zur Aufnahme von Geld auf den Kredit des Mündels, 
9.  zur Ausstellung einer Schuldverschreibung auf den Inhaber oder zur 

Eingehung einer Verbindlichkeit aus einem Wechsel oder einem anderen 
Papier, das durch Indossament übertragen werden kann, 

10.  zur Übernahme einer fremden Verbindlichkeit, insbesondere zur Eingehung 
einer Bürgschaft, 

 11.  zur Erteilung einer Prokura, 
12.  zu einem Vergleich oder einem Schiedsvertrag, es sei denn, dass der 

Gegenstand des Streites oder der Ungewissheit in Geld schätzbar ist und 
den Wert von 3 000 Euro nicht übersteigt oder der Vergleich einem 
schriftlichen oder protokollierten gerichtlichen Vergleichsvorschlag 
entspricht, 

13.  zu einem Rechtsgeschäft, durch das die für eine Forderung des Mündels 
bestehende Sicherheit aufgehoben oder gemindert oder die Verpflichtung 
dazu begründet wird. 

 
§ 1833 
Haftung des Vormunds 
(1) Der Vormund ist dem Mündel für den aus einer Pflichtverletzung entstehenden 
Schaden verantwortlich, wenn ihm ein Verschulden zur Last fällt. Das Gleiche gilt von 
dem Gegenvormund. 
(2) Sind für den Schaden mehrere nebeneinander verantwortlich, so haften sie als 
Gesamtschuldner. Ist neben dem Vormund für den von diesem verursachten Schaden der 
Gegenvormund oder ein Mitvormund nur wegen Verletzung seiner Aufsichtspflicht 
verantwortlich, so ist in ihrem Verhältnis zueinander der Vormund allein verpflichtet. 
 
§ 1835 
Aufwendungsersatz 
(1) Macht der Vormund zum Zwecke der Führung der Vormundschaft Aufwendungen, so 
kann er nach den für den Auftrag geltenden Vorschriften der §§ 669, 670 von dem 
Mündel Vorschuss oder Ersatz verlangen; für den Ersatz von Fahrtkosten gilt die in § 5 
des Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetzes für Sachverständige getroffene 
Regelung entsprechend. Das gleiche Recht steht dem Gegenvormund zu. 
Ersatzansprüche erlöschen, wenn sie nicht binnen 15 Monaten nach ihrer Entstehung 
gerichtlich geltend gemacht werden; die Geltendmachung des Anspruchs beim 
Familiengericht gilt dabei auch als Geltendmachung gegenüber dem Mündel. 
(1a) Das Familiengericht kann eine von Absatz 1 Satz 3 abweichende Frist von 
mindestens zwei Monaten bestimmen. In der Fristbestimmung ist über die Folgen der 
Versäumung der Frist zu belehren. Die Frist kann auf Antrag vom Familiengericht 
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verlängert werden. Der Anspruch erlischt, soweit er nicht innerhalb der Frist beziffert 
wird. 
(2) Aufwendungen sind auch die Kosten einer angemessenen Versicherung gegen 
Schäden, die dem Mündel durch den Vormund oder Gegenvormund zugefügt werden 
können oder die dem Vormund oder Gegenvormund dadurch entstehen können, dass er 
einem Dritten zum Ersatz eines durch die Führung der Vormundschaft verursachten 
Schadens verpflichtet ist; dies gilt nicht für die Kosten der Haftpflichtversicherung des 
Halters eines Kraftfahrzeugs. Satz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der Vormund oder 
Gegenvormund eine Vergütung nach § 1836 Abs. 1 Satz 2 in Verbindung mit dem 
Vormünder- und Betreuervergütungsgesetz erhält. 
(3) Als Aufwendungen gelten auch solche Dienste des Vormunds oder des 
Gegenvormunds, die zu seinem Gewerbe oder seinem Beruf gehören. 
(4) Ist der Mündel mittellos, so kann der Vormund Vorschuss und Ersatz aus der 
Staatskasse verlangen. Absatz 1 Satz 3 und Absatz 1a gelten entsprechend. 
(5) Das Jugendamt oder ein Verein kann als Vormund oder Gegenvormund für 
Aufwendungen keinen Vorschuss und Ersatz nur insoweit verlangen, als das 
einzusetzende Einkommen und Vermögen des Mündels ausreicht. Allgemeine 
Verwaltungskosten einschließlich der Kosten nach Absatz 2 werden nicht ersetzt. 
 
§ 1835a 
Aufwandsentschädigung 
(1) Zur Abgeltung seines Anspruchs auf Aufwendungsersatz kann der Vormund als 
Aufwandsentschädigung für jede Vormundschaft, für die ihm keine Vergütung zusteht, 
einen Geldbetrag verlangen, der für ein Jahr dem Neunzehnfachen dessen entspricht, 
was einem Zeugen als Höchstbetrag der Entschädigung für eine Stunde versäumter 
Arbeitszeit (§ 22 des Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetzes) gewährt werden 
kann (Aufwandsentschädigung). Hat der Vormund für solche Aufwendungen bereits 
Vorschuss oder Ersatz erhalten, so verringert sich die Aufwandsentschädigung 
entsprechend. 
(2) Die Aufwandsentschädigung ist jährlich zu zahlen, erstmals ein Jahr nach Bestellung 
des Vormunds. 
(3) Ist der Mündel mittellos, so kann der Vormund die Aufwandsentschädigung aus der 
Staatskasse verlangen; Unterhaltsansprüche des Mündels gegen den Vormund sind 
insoweit bei der Bestimmung des Einkommens nach § 1836c Nr. 1 nicht zu 
berücksichtigen. 
(4) Der Anspruch auf Aufwandsentschädigung erlischt, wenn er nicht binnen drei 
Monaten nach Ablauf des Jahres, in dem der Anspruch entsteht, geltend gemacht wird; 
die Geltendmachung des Anspruchs beim Familiengericht gilt auch als Geltendmachung 
gegenüber dem Mündel. 
(5) Dem Jugendamt oder einem Verein kann keine Aufwandsentschädigung gewährt 
werden. 
 
§ 1836 
Vergütung des Vormunds 
(1) Die Vormundschaft wird unentgeltlich geführt. Sie wird ausnahmsweise entgeltlich 
geführt, wenn das Gericht bei der Bestellung des Vormunds feststellt, dass der Vormund 
die Vormundschaft berufsmäßig führt. Das Nähere regelt das Vormünder- und 
Betreuervergütungsgesetz. 
(2) Trifft das Gericht keine Feststellung nach Absatz 1 Satz 2, so kann es dem Vormund 
und aus besonderen Gründen auch dem Gegenvormund gleichwohl eine angemessene 
Vergütung bewilligen, soweit der Umfang oder die Schwierigkeit der vormundschaftlichen 
Geschäfte dies rechtfertigen; dies gilt nicht, wenn der Mündel mittellos ist. 
(3) Dem Jugendamt oder einem Verein kann keine Vergütung bewilligt werden. 
 
§ 1837 
Beratung und Aufsicht 
(1) Das Familiengericht berät die Vormünder. Es wirkt dabei mit, sie in ihre Aufgaben 
einzuführen. 
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(2) Das Familiengericht hat über die gesamte Tätigkeit des Vormunds und des 
Gegenvormunds die Aufsicht zu führen und gegen Pflichtwidrigkeiten durch geeignete 
Gebote und Verbote einzuschreiten. Es hat insbesondere die Einhaltung der 
erforderlichen persönlichen Kontakte des Vormunds zu dem Mündel zu beaufsichtigen. Es 
kann dem Vormund und dem Gegenvormund aufgeben, eine Versicherung gegen 
Schäden, die sie dem Mündel zufügen können, einzugehen. 
(3) Das Familiengericht kann den Vormund und den Gegenvormund zur Befolgung seiner 
Anordnungen durch Festsetzung von Zwangsgeld anhalten. Gegen das Jugendamt oder 
einen Verein wird kein Zwangsgeld festgesetzt. 
(4) §§ 1666, 1666a und 1696 gelten entsprechend. 
 
§ 1839 
Auskunftspflicht des Vormunds 
Der Vormund sowie der Gegenvormund hat dem Familiengericht auf Verlangen jederzeit 
über die Führung der Vormundschaft und über die persönlichen Verhältnisse des Mündels 
Auskunft zu erteilen. 
 
§ 1840 
Bericht und Rechnungslegung 
(1) Der Vormund hat über die persönlichen Verhältnisse des Mündels dem 
Familiengericht mindestens einmal jährlich zu berichten. Der Bericht hat auch Angaben 
zu den persönlichen Kontakten des Vormunds zu dem Mündel zu enthalten. 
(2) Der Vormund hat über seine Vermögensverwaltung dem Familiengericht Rechnung zu 
legen. 
(3) Die Rechnung ist jährlich zu legen. Das Rechnungsjahr wird von dem Familiengericht 
bestimmt. 
(4) Ist die Verwaltung von geringem Umfang, so kann das Familiengericht, nachdem die 
Rechnung für das erste Jahr gelegt worden ist, anordnen, dass die Rechnung für längere, 
höchstens dreijährige Zeitabschnitte zu legen ist. 
 
§ 1841 
Inhalt der Rechnungslegung 
(1) Die Rechnung soll eine geordnete Zusammenstellung der Einnahmen und Ausgaben 
enthalten, über den Ab- und Zugang des Vermögens Auskunft geben und, soweit Belege 
erteilt zu werden pflegen, mit Belegen versehen sein. 
(2) Wird ein Erwerbsgeschäft mit kaufmännischer Buchführung betrieben, so genügt als 
Rechnung ein aus den Büchern gezogener Jahresabschluss. Das Familiengericht kann 
jedoch die Vorlegung der Bücher und sonstigen Belege verlangen. 
 
 

Titel 2 
Rechtliche Betreuung 

 
§ 1896 
Voraussetzungen 
(1) Kann ein Volljähriger auf Grund einer psychischen Krankheit oder einer körperlichen, 
geistigen oder seelischen Behinderung seine Angelegenheiten ganz oder teilweise nicht 
besorgen, so bestellt das Betreuungsgericht auf seinen Antrag oder von Amts wegen für 
ihn einen Betreuer. Den Antrag kann auch ein Geschäftsunfähiger stellen. Soweit der 
Volljährige auf Grund einer körperlichen Behinderung seine Angelegenheiten nicht 
besorgen kann, darf der Betreuer nur auf Antrag des Volljährigen bestellt werden, es sei 
denn, dass dieser seinen Willen nicht kundtun kann. 
(1a) Gegen den freien Willen des Volljährigen darf ein Betreuer nicht bestellt werden. 
(2) Ein Betreuer darf nur für Aufgabenkreise bestellt werden, in denen die Betreuung 
erforderlich ist. Die Betreuung ist nicht erforderlich, soweit die Angelegenheiten des 
Volljährigen durch einen Bevollmächtigten, der nicht zu den in § 1897 Abs. 3 
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bezeichneten Personen gehört, oder durch andere Hilfen, bei denen kein gesetzlicher 
Vertreter bestellt wird, ebenso gut wie durch einen Betreuer besorgt werden können. 
(3) Als Aufgabenkreis kann auch die Geltendmachung von Rechten des Betreuten 
gegenüber seinem Bevollmächtigten bestimmt werden. 
(4) Die Entscheidung über den Fernmeldeverkehr des Betreuten und über die 
Entgegennahme, das Öffnen und das Anhalten seiner Post werden vom Aufgabenkreis 
des Betreuers nur dann erfasst, wenn das Gericht dies ausdrücklich angeordnet hat. 
 
§ 1897 
Bestellung einer natürlichen Person 
(1) Zum Betreuer bestellt das Betreuungsgericht eine natürliche Person, die geeignet ist, 
in dem gerichtlich bestimmten Aufgabenkreis die Angelegenheiten des Betreuten 
rechtlich zu besorgen und ihn in dem hierfür erforderlichen Umfang persönlich zu 
betreuen. 
(2) Der Mitarbeiter eines nach § 1908f anerkannten Betreuungsvereins, der dort 
ausschließlich oder teilweise als Betreuer tätig ist (Vereinsbetreuer), darf nur mit 
Einwilligung des Vereins bestellt werden. Entsprechendes gilt für den Mitarbeiter einer in 
Betreuungsangelegenheiten zuständigen Behörde, der dort ausschließlich oder teilweise 
als Betreuer tätig ist (Behördenbetreuer). 
(3) Wer zu einer Anstalt, einem Heim oder einer sonstigen Einrichtung, in welcher der 
Volljährige untergebracht ist oder wohnt, in einem Abhängigkeitsverhältnis oder in einer 
anderen engen Beziehung steht, darf nicht zum Betreuer bestellt werden. 
(4) Schlägt der Volljährige eine Person vor, die zum Betreuer bestellt werden kann, so ist 
diesem Vorschlag zu entsprechen, wenn es dem Wohl des Volljährigen nicht zuwiderläuft. 
Schlägt er vor, eine bestimmte Person nicht zu bestellen, so soll hierauf Rücksicht 
genommen werden. Die Sätze 1 und 2 gelten auch für Vorschläge, die der Volljährige vor 
dem Betreuungsverfahren gemacht hat, es sei denn, dass er an diesen Vorschlägen 
erkennbar nicht festhalten will. 
(5) Schlägt der Volljährige niemanden vor, der zum Betreuer bestellt werden kann, so ist 
bei der Auswahl des Betreuers auf die verwandtschaftlichen und sonstigen persönlichen 
Bindungen des Volljährigen, insbesondere auf die Bindungen zu Eltern, zu Kindern, zum 
Ehegatten und zum Lebenspartner, sowie auf die Gefahr von Interessenkonflikten 
Rücksicht zu nehmen. 
(6) Wer Betreuungen im Rahmen seiner Berufsausübung führt, soll nur dann zum 
Betreuer bestellt werden, wenn keine andere geeignete Person zur Verfügung steht, die 
zur ehrenamtlichen Führung der Betreuung bereit ist. Werden dem Betreuer Umstände 
bekannt, aus denen sich ergibt, dass der Volljährige durch eine oder mehrere andere 
geeignete Personen außerhalb einer Berufsausübung betreut werden kann, so hat er dies 
dem Gericht mitzuteilen. 
(7) Wird eine Person unter den Voraussetzungen des Absatzes 6 Satz 1 erstmals in dem 
Bezirk des Betreuungsgerichts zum Betreuer bestellt, soll das Gericht zuvor die 
zuständige Behörde zur Eignung des ausgewählten Betreuers und zu den nach § 1 Abs. 1 
Satz 1 zweite Alternative des Vormünder- und Betreuervergütungsgesetzes zu treffenden 
Feststellungen anhören. Die zuständige Behörde soll die Person auffordern, ein 
Führungszeugnis und eine Auskunft aus dem Schuldnerverzeichnis vorzulegen. 
(8) Wird eine Person unter den Voraussetzungen des Absatzes 6 Satz 1 bestellt, hat sie 
sich über Zahl und Umfang der von ihr berufsmäßig geführten Betreuungen zu erklären. 
 
§ 1898 
Übernahmepflicht 
(1) Der vom Betreuungsgericht Ausgewählte ist verpflichtet, die Betreuung zu 
übernehmen, wenn er zur Betreuung geeignet ist und ihm die Übernahme unter 
Berücksichtigung seiner familiären, beruflichen und sonstigen Verhältnisse zugemutet 
werden kann. 
(2) Der Ausgewählte darf erst dann zum Betreuer bestellt werden, wenn er sich zur 
Übernahme der Betreuung bereit erklärt hat. 
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§ 1899 
Mehrere Betreuer 
(1) Das Betreuungsgericht kann mehrere Betreuer bestellen, wenn die Angelegenheiten 
des Betreuten hierdurch besser besorgt werden können. In diesem Falle bestimmt es, 
welcher Betreuer mit welchem Aufgabenkreis betraut wird. Mehrere Betreuer, die eine 
Vergütung erhalten, werden außer in den in den Absätzen 2 und 4 sowie § 1908i Abs. 1 
Satz 1 in Verbindung mit § 1792 geregelten Fällen nicht bestellt. 
(2) Für die Entscheidung über die Einwilligung in eine Sterilisation des Betreuten ist stets 
ein besonderer Betreuer zu bestellen. 
(3) Soweit mehrere Betreuer mit demselben Aufgabenkreis betraut werden, können sie 
die Angelegenheiten des Betreuten nur gemeinsam besorgen, es sei denn, dass das 
Gericht etwas anderes bestimmt hat oder mit dem Aufschub Gefahr verbunden ist. 
(4) Das Gericht kann mehrere Betreuer auch in der Weise bestellen, dass der eine die 
Angelegenheiten des Betreuten nur zu besorgen hat, soweit der andere verhindert ist. 
 
§ 1900 
Betreuung durch Verein oder Behörde 
(1) Kann der Volljährige durch eine oder mehrere natürliche Personen nicht hinreichend 
betreut werden, so bestellt das Betreuungsgericht einen anerkannten Betreuungsverein 
zum Betreuer. Die Bestellung bedarf der Einwilligung des Vereins. 
(2) Der Verein überträgt die Wahrnehmung der Betreuung einzelnen Personen. 
Vorschlägen des Volljährigen hat er hierbei zu entsprechen, soweit nicht wichtige Gründe 
entgegenstehen. Der Verein teilt dem Gericht alsbald mit, wem er die Wahrnehmung der 
Betreuung übertragen hat. 
(3) Werden dem Verein Umstände bekannt, aus denen sich ergibt, dass der Volljährige 
durch eine oder mehrere natürliche Personen hinreichend betreut werden kann, so hat er 
dies dem Gericht mitzuteilen. 
(4) Kann der Volljährige durch eine oder mehrere natürliche Personen oder durch einen 
Verein nicht hinreichend betreut werden, so bestellt das Gericht die zuständige Behörde 
zum Betreuer. Die Absätze 2 und 3 gelten entsprechend. 
(5) Vereinen oder Behörden darf die Entscheidung über die Einwilligung in eine 
Sterilisation des Betreuten nicht übertragen werden. 
 
§ 1901 
Umfang der Betreuung, Pflichten des Betreuers 
(1) Die Betreuung umfasst alle Tätigkeiten, die erforderlich sind, um die Angelegenheiten 
des Betreuten nach Maßgabe der folgenden Vorschriften rechtlich zu besorgen. 
(2) Der Betreuer hat die Angelegenheiten des Betreuten so zu besorgen, wie es dessen 
Wohl entspricht. Zum Wohl des Betreuten gehört auch die Möglichkeit, im Rahmen seiner 
Fähigkeiten sein Leben nach seinen eigenen Wünschen und Vorstellungen zu gestalten. 
(3) Der Betreuer hat Wünschen des Betreuten zu entsprechen, soweit dies dessen Wohl 
nicht zuwiderläuft und dem Betreuer zuzumuten ist. Dies gilt auch für Wünsche, die der 
Betreute vor der Bestellung des Betreuers geäußert hat, es sei denn, dass er an diesen 
Wünschen erkennbar nicht festhalten will. Ehe der Betreuer wichtige Angelegenheiten 
erledigt, bespricht er sie mit dem Betreuten, sofern dies dessen Wohl nicht zuwiderläuft. 
(4) Innerhalb seines Aufgabenkreises hat der Betreuer dazu beizutragen, dass 
Möglichkeiten genutzt werden, die Krankheit oder Behinderung des Betreuten zu 
beseitigen, zu bessern, ihre Verschlimmerung zu verhüten oder ihre Folgen zu mildern. 
Wird die Betreuung berufsmäßig geführt, hat der Betreuer in geeigneten Fällen auf 
Anordnung des Gerichts zu Beginn der Betreuung einen Betreuungsplan zu erstellen. In 
dem Betreuungsplan sind die Ziele der Betreuung und die zu ihrer Erreichung zu 
ergreifenden Maßnahmen darzustellen. 
(5) Werden dem Betreuer Umstände bekannt, die eine Aufhebung der Betreuung 
ermöglichen, so hat er dies dem Betreuungsgericht mitzuteilen. Gleiches gilt für 
Umstände, die eine Einschränkung des Aufgabenkreises ermöglichen oder dessen 
Erweiterung, die Bestellung eines weiteren Betreuers oder die Anordnung eines 
Einwilligungsvorbehalts (§ 1903) erfordern. 
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§ 1901a 
Patientenverfügung 
1) Hat ein einwilligungsfähiger Volljähriger für den Fall seiner Einwilligungsunfähigkeit 
schriftlich festgelegt, ob er in bestimmte, zum Zeitpunkt der Festlegung noch nicht 
unmittelbar bevorstehende Untersuchungen seines Gesundheitszustands, 
Heilbehandlungen oder ärztliche Eingriffe einwilligt oder sie untersagt 
(Patientenverfügung), prüft der Betreuer, ob diese Festlegungen auf die aktuelle Lebens- 
und Behandlungssituation zutreffen. Ist dies der Fall, hat der Betreuer dem Willen des 
Betreuten Ausdruck und Geltung zu verschaffen. Eine Patientenverfügung kann jederzeit 
formlos widerrufen werden. 
(2) Liegt keine Patientenverfügung vor oder treffen die Festlegungen einer 
Patientenverfügung nicht auf die aktuelle Lebens- und Behandlungssituation zu, hat der 
Betreuer die Behandlungswünsche oder den mutmaßlichen Willen des Betreuten 
festzustellen und auf dieser Grundlage zu entscheiden, ob er in eine ärztliche Maßnahme 
nach Absatz 1 einwilligt oder sie untersagt. Der mutmaßliche Wille ist aufgrund konkreter 
Anhaltspunkte zu ermitteln. Zu berücksichtigen sind insbesondere frühere mündliche 
oder schriftliche Äußerungen, ethische oder religiöse Überzeugungen und sonstige 
persönliche Wertvorstellungen des Betreuten. 
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten unabhängig von Art und Stadium einer Erkrankung des 
Betreuten. 
(4) Der Betreuer soll den Betreuten in geeigneten Fällen auf die Möglichkeit einer 
Patientenverfügung hinweisen und ihn auf dessen Wunsch bei der Errichtung einer 
Patientenverfügung unterstützen. 
(5) Niemand kann zur Errichtung einer Patientenverfügung verpflichtet werden. 2Die 
Errichtung oder Vorlage einer Patientenverfügung darf nicht zur Bedingung eines 
Vertragsschlusses gemacht werden. 
(6) Die Absätze 1 bis 3 gelten für Bevollmächtigte entsprechend. 
 
§ 1901b 
Gespräch zur Feststellung des Patientenwillens 
(1) Der behandelnde Arzt prüft, welche ärztliche Maßnahme im Hinblick auf den 
Gesamtzustand und die Prognose des Patienten indiziert ist. Er und der Betreuer erörtern 
diese Maßnahme unter Berücksichtigung des Patientenwillens als Grundlage für die nach 
§ 1901a zu treffende Entscheidung. 
(2) Bei der Feststellung des Patientenwillens nach § 1901a Absatz 1 oder der 
Behandlungswünsche oder des mutmaßlichen Willens nach § 1901a Absatz 2 soll nahen 
Angehörigen und sonstigen Vertrauenspersonen des Betreuten Gelegenheit zur Äußerung 
gegeben werden, sofern dies ohne erhebliche Verzögerung möglich ist. 
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für Bevollmächtigte entsprechend. 
 
§ 1901c 
Schriftliche Betreuungswünsche, Vorsorgevollmacht 
Wer ein Schriftstück besitzt, in dem jemand für den Fall seiner Betreuung Vorschläge zur 
Auswahl des Betreuers oder Wünsche zur Wahrnehmung der Betreuung geäußert hat, hat 
es unverzüglich an das Betreuungsgericht abzuliefern, nachdem er von der Einleitung 
eines Verfahrens über die Bestellung eines Betreuers Kenntnis erlangt hat. Ebenso hat 
der Besitzer das Betreuungsgericht über Schriftstücke, in denen der Betroffene eine 
andere Person mit der Wahrnehmung seiner Angelegenheiten bevollmächtigt hat, zu 
unterrichten. Das Betreuungsgericht kann die Vorlage einer Abschrift verlangen. 
 
§ 1902 
Vertretung des Betreuten 
In seinem Aufgabenkreis vertritt der Betreuer den Betreuten gerichtlich und 
außergerichtlich. 
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§ 1903 
Einwilligungsvorbehalt 
(1) Soweit dies zur Abwendung einer erheblichen Gefahr für die Person oder das 
Vermögen des Betreuten erforderlich ist, ordnet das Betreuungsgericht an, dass der 
Betreute zu einer Willenserklärung, die den Aufgabenkreis des Betreuers betrifft, dessen 
Einwilligung bedarf (Einwilligungsvorbehalt). Die §§ 108 bis 113, 131 Abs. 2 und § 210 
gelten entsprechend. 
(2) Ein Einwilligungsvorbehalt kann sich nicht erstrecken 

 1.  auf Willenserklärungen, die auf Eingehung einer Ehe oder Begründung einer 
Lebenspartnerschaft gerichtet sind, 

 2.  auf Verfügungen von Todes wegen, 

 3.  auf die Anfechtung eines Erbvertrags, 

 4.  auf die Aufhebung eines Erbvertrags durch Vertrag und 

 5.  
auf Willenserklärungen, zu denen ein beschränkt Geschäftsfähiger nach den 
Vorschriften der Bücher 4 und 5 nicht der Zustimmung seines gesetzlichen 
Vertreters bedarf. 

(3) Ist ein Einwilligungsvorbehalt angeordnet, so bedarf der Betreute dennoch nicht der 
Einwilligung seines Betreuers, wenn die Willenserklärung dem Betreuten lediglich einen 
rechtlichen Vorteil bringt. Soweit das Gericht nichts anderes anordnet, gilt dies auch, 
wenn die Willenserklärung eine geringfügige Angelegenheit des täglichen Lebens betrifft. 
(4) § 1901 Abs. 5 gilt entsprechend. 
 
§ 1904 
Genehmigung des Betreuungsgerichts bei ärztlichen Maßnahmen 
(1) Die Einwilligung des Betreuers in eine Untersuchung des Gesundheitszustands, eine 
Heilbehandlung oder einen ärztlichen Eingriff bedarf der Genehmigung des 
Betreuungsgerichts, wenn die begründete Gefahr besteht, dass der Betreute auf Grund 
der Maßnahme stirbt oder einen schweren und länger dauernden gesundheitlichen 
Schaden erleidet. Ohne die Genehmigung darf die Maßnahme nur durchgeführt werden, 
wenn mit dem Aufschub Gefahr verbunden ist. 
(2) Die Nichteinwilligung oder der Widerruf der Einwilligung des Betreuers in eine 
Untersuchung des Gesundheitszustands, eine Heilbehandlung oder einen ärztlichen 
Eingriff bedarf der Genehmigung des Betreuungsgerichts, wenn die Maßnahme 
medizinisch angezeigt ist und die begründete Gefahr besteht, dass der Betreute auf 
Grund des Unterbleibens oder des Abbruchs der Maßnahme stirbt oder einen schweren 
und länger dauernden gesundheitlichen Schaden erleidet. 
(3) Die Genehmigung nach den Absätzen 1 und 2 ist zu erteilen, wenn die Einwilligung, 
die Nichteinwilligung oder der Widerruf der Einwilligung dem Willen des Betreuten 
entspricht. 
(4) Eine Genehmigung nach den Absätzen 1 und 2 ist nicht erforderlich, wenn zwischen 
Betreuer und behandelndem Arzt Einvernehmen darüber besteht, dass die Erteilung, die 
Nichterteilung oder der Widerruf der Einwilligung dem nach § 1901a festgestellten Willen 
des Betreuten entspricht. 
(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten auch für einen Bevollmächtigten. Er kann in eine der in 
Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 genannten Maßnahmen nur einwilligen, nicht einwilligen 
oder die Einwilligung widerrufen, wenn die Vollmacht diese Maßnahmen ausdrücklich 
umfasst und schriftlich erteilt ist. 
 
§ 1905 
Sterilisation 
(1) Besteht der ärztliche Eingriff in einer Sterilisation des Betreuten, in die dieser nicht 
einwilligen kann, so kann der Betreuer nur einwilligen, wenn 
 1.  die Sterilisation dem Willen des Betreuten nicht widerspricht, 
 2.  der Betreute auf Dauer einwilligungsunfähig bleiben wird, 

3.  anzunehmen ist, dass es ohne die Sterilisation zu einer Schwangerschaft 
kommen würde, 

https://dejure.org/gesetze/BGB/108.html
https://dejure.org/gesetze/BGB/113.html
https://dejure.org/gesetze/BGB/131.html
https://dejure.org/gesetze/BGB/210.html
https://dejure.org/gesetze/BGB/1901.html
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4.  infolge dieser Schwangerschaft eine Gefahr für das Leben oder die Gefahr 
einer schwerwiegenden Beeinträchtigung des körperlichen oder seelischen 
Gesundheitszustands der Schwangeren zu erwarten wäre, die nicht auf 
zumutbare Weise abgewendet werden könnte, und 

5.  die Schwangerschaft nicht durch andere zumutbare Mittel verhindert 
werden kann. 

Als schwerwiegende Gefahr für den seelischen Gesundheitszustand der Schwangeren gilt 
auch die Gefahr eines schweren und nachhaltigen Leides, das ihr drohen würde, weil 
betreuungsgerichtliche Maßnahmen, die mit ihrer Trennung vom Kind verbunden wären 
(§§ 1666, 1666a), gegen sie ergriffen werden müssten. 
(2) Die Einwilligung bedarf der Genehmigung des Betreuungsgerichts. Die Sterilisation 
darf erst zwei Wochen nach Wirksamkeit der Genehmigung durchgeführt werden. Bei der 
Sterilisation ist stets der Methode der Vorzug zu geben, die eine Refertilisierung zulässt. 
 
§ 1906 
Genehmigung des Betreuungsgerichts bei freiheitsentziehender Unterbringung 
und bei freiheitsentziehenden Maßnahmen 
(1) Eine Unterbringung des Betreuten durch den Betreuer, die mit Freiheitsentziehung 
verbunden ist, ist nur zulässig, solange sie zum Wohl des Betreuten erforderlich ist, weil 

 1.  
auf Grund einer psychischen Krankheit oder geistigen oder seelischen Behinderung 
des Betreuten die Gefahr besteht, dass er sich selbst tötet oder erheblichen 
gesundheitlichen Schaden zufügt, oder 

 2.  

zur Abwendung eines drohenden erheblichen gesundheitlichen Schadens eine 
Untersuchung des Gesundheitszustands, eine Heilbehandlung oder ein ärztlicher 
Eingriff notwendig ist, die Maßnahme ohne die Unterbringung des Betreuten nicht 
durchgeführt werden kann und der Betreute auf Grund einer psychischen Krankheit 
oder geistigen oder seelischen Behinderung die Notwendigkeit der Unterbringung 
nicht erkennen oder nicht nach dieser Einsicht handeln kann. 

(2) Die Unterbringung ist nur mit Genehmigung des Betreuungsgerichts zulässig. Ohne 
die Genehmigung ist die Unterbringung nur zulässig, wenn mit dem Aufschub Gefahr 
verbunden ist; die Genehmigung ist unverzüglich nachzuholen. 
(3) Der Betreuer hat die Unterbringung zu beenden, wenn ihre Voraussetzungen 
weggefallen sind. Er hat die Beendigung der Unterbringung dem Betreuungsgericht 
unverzüglich anzuzeigen. 
(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend, wenn dem Betreuten, der sich in einem 
Krankenhaus, einem Heim oder einer sonstigen Einrichtung aufhält, durch mechanische 
Vorrichtungen, Medikamente oder auf andere Weise über einen längeren Zeitraum oder 
regelmäßig die Freiheit entzogen werden soll. 
(5) Die Unterbringung durch einen Bevollmächtigten und die Einwilligung eines 
Bevollmächtigten in Maßnahmen nach Absatz 4 setzen voraus, dass die Vollmacht 
schriftlich erteilt ist und die in den Absätzen 1 und 4 genannten Maßnahmen ausdrücklich 
umfasst. Im Übrigen gelten die Absätze 1 bis 4 entsprechend. 
 
§ 1906a 
Genehmigung des Betreuungsgerichts bei ärztlichen Zwangsmaßnahmen 
(1) Widerspricht eine Untersuchung des Gesundheitszustands, eine Heilbehandlung oder 
ein ärztlicher Eingriff dem natürlichen Willen des Betreuten (ärztliche 
Zwangsmaßnahme), so kann der Betreuer in die ärztliche Zwangsmaßnahme nur 
einwilligen, wenn 

 1.  die ärztliche Zwangsmaßnahme zum Wohl des Betreuten notwendig ist, um einen 
drohenden erheblichen gesundheitlichen Schaden abzuwenden, 

 2.  
der Betreute auf Grund einer psychischen Krankheit oder einer geistigen oder 
seelischen Behinderung die Notwendigkeit der ärztlichen Maßnahme nicht erkennen 
oder nicht nach dieser Einsicht handeln kann, 

 3.  die ärztliche Zwangsmaßnahme dem nach § 1901a zu beachtenden Willen des 
Betreuten entspricht, 

https://dejure.org/gesetze/BGB/1901a.html
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 4.  
zuvor ernsthaft, mit dem nötigen Zeitaufwand und ohne Ausübung unzulässigen 
Drucks versucht wurde, den Betreuten von der Notwendigkeit der ärztlichen 
Maßnahme zu überzeugen, 

 5.  der drohende erhebliche gesundheitliche Schaden durch keine andere den Betreuten 
weniger belastende Maßnahme abgewendet werden kann, 

 6.  der zu erwartende Nutzen der ärztlichen Zwangsmaßnahme die zu erwartenden 
Beeinträchtigungen deutlich überwiegt und 

 7.  

die ärztliche Zwangsmaßnahme im Rahmen eines stationären Aufenthalts in einem 
Krankenhaus, in dem die gebotene medizinische Versorgung des Betreuten 
einschließlich einer erforderlichen Nachbehandlung sichergestellt ist, durchgeführt 
wird. 

§ 1846 ist nur anwendbar, wenn der Betreuer an der Erfüllung seiner Pflichten verhindert 
ist. 
(2) Die Einwilligung in die ärztliche Zwangsmaßnahme bedarf der Genehmigung des 
Betreuungsgerichts. 
(3) Der Betreuer hat die Einwilligung in die ärztliche Zwangsmaßnahme zu widerrufen, 
wenn ihre Voraussetzungen weggefallen sind. Er hat den Widerruf dem 
Betreuungsgericht unverzüglich anzuzeigen. 
(4) Kommt eine ärztliche Zwangsmaßnahme in Betracht, so gilt für die Verbringung des 
Betreuten gegen seinen natürlichen Willen zu einem stationären Aufenthalt in ein 
Krankenhaus § 1906 Absatz 1 Nummer 2, Absatz 2 und 3 Satz 1 entsprechend. 
(5) Die Einwilligung eines Bevollmächtigten in eine ärztliche Zwangsmaßnahme und die 
Einwilligung in eine Maßnahme nach Absatz 4 setzen voraus, dass die Vollmacht 
schriftlich erteilt ist und die Einwilligung in diese Maßnahmen ausdrücklich umfasst. Im 
Übrigen gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend. 
 
§ 1907 
Genehmigung des Betreuungsgerichts bei der Aufgabe der Mietwohnung 
(1) Zur Kündigung eines Mietverhältnisses über Wohnraum, den der Betreute gemietet 
hat, bedarf der Betreuer der Genehmigung des Betreuungsgerichts. Gleiches gilt für eine 
Willenserklärung, die auf die Aufhebung eines solchen Mietverhältnisses gerichtet ist. 
(2) Treten andere Umstände ein, auf Grund derer die Beendigung des Mietverhältnisses 
in Betracht kommt, so hat der Betreuer dies dem Betreuungsgericht unverzüglich 
mitzuteilen, wenn sein Aufgabenkreis das Mietverhältnis oder die Aufenthaltsbestimmung 
umfasst. Will der Betreuer Wohnraum des Betreuten auf andere Weise als durch 
Kündigung oder Aufhebung eines Mietverhältnisses aufgeben, so hat er dies gleichfalls 
unverzüglich mitzuteilen. 
(3) Zu einem Miet- oder Pachtvertrag oder zu einem anderen Vertrag, durch den der 
Betreute zu wiederkehrenden Leistungen verpflichtet wird, bedarf der Betreuer der 
Genehmigung des Betreuungsgerichts, wenn das Vertragsverhältnis länger als vier Jahre 
dauern oder vom Betreuer Wohnraum vermietet werden soll. 
 
§ 1908 
Genehmigung des Betreuungsgerichts bei der Ausstattung 
Der Betreuer kann eine Ausstattung aus dem Vermögen des Betreuten nur mit 
Genehmigung des Betreuungsgerichts versprechen oder gewähren. 
 
§ 1908a 
Vorsorgliche Betreuerbestellung und Anordnung des Einwilligungsvorbehalts für 
Minderjährige 
Maßnahmen nach den §§ 1896, 1903 können auch für einen Minderjährigen, der das 17. 
Lebensjahr vollendet hat, getroffen werden, wenn anzunehmen ist, dass sie bei Eintritt 
der Volljährigkeit erforderlich werden. Die Maßnahmen werden erst mit dem Eintritt der 
Volljährigkeit wirksam. 
 
 
 

https://dejure.org/gesetze/BGB/1846.html
https://dejure.org/gesetze/BGB/1906.html
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§ 1908b 
Entlassung des Betreuers 
(1) Das Betreuungsgericht hat den Betreuer zu entlassen, wenn seine Eignung, die 
Angelegenheiten des Betreuten zu besorgen, nicht mehr gewährleistet ist oder ein 
anderer wichtiger Grund für die Entlassung vorliegt. Ein wichtiger Grund liegt auch vor, 
wenn der Betreuer eine erforderliche Abrechnung vorsätzlich falsch erteilt oder den 
erforderlichen persönlichen Kontakt zum Betreuten nicht gehalten hat. Das Gericht soll 
den nach § 1897 Abs. 6 bestellten Betreuer entlassen, wenn der Betreute durch eine 
oder mehrere andere Personen außerhalb einer Berufsausübung betreut werden kann. 
(2) Der Betreuer kann seine Entlassung verlangen, wenn nach seiner Bestellung 
Umstände eintreten, auf Grund derer ihm die Betreuung nicht mehr zugemutet werden 
kann. 
(3) Das Gericht kann den Betreuer entlassen, wenn der Betreute eine gleich geeignete 
Person, die zur Übernahme bereit ist, als neuen Betreuer vorschlägt. 
(4) Der Vereinsbetreuer ist auch zu entlassen, wenn der Verein dies beantragt. Ist die 
Entlassung nicht zum Wohl des Betreuten erforderlich, so kann das Betreuungsgericht 
stattdessen mit Einverständnis des Betreuers aussprechen, dass dieser die Betreuung 
künftig als Privatperson weiterführt. Die Sätze 1 und 2 gelten für den Behördenbetreuer 
entsprechend. 
(5) Der Verein oder die Behörde ist zu entlassen, sobald der Betreute durch eine oder 
mehrere natürliche Personen hinreichend betreut werden kann. 
 
§ 1908c 
Bestellung eines neuen Betreuers 
Stirbt der Betreuer oder wird er entlassen, so ist ein neuer Betreuer zu bestellen. 
 
§ 1908d 
Aufhebung oder Änderung von Betreuung und Einwilligungsvorbehalt 
(1) Die Betreuung ist aufzuheben, wenn ihre Voraussetzungen wegfallen. Fallen diese 
Voraussetzungen nur für einen Teil der Aufgaben des Betreuers weg, so ist dessen 
Aufgabenkreis einzuschränken. 
(2) Ist der Betreuer auf Antrag des Betreuten bestellt, so ist die Betreuung auf dessen 
Antrag aufzuheben, es sei denn, dass eine Betreuung von Amts wegen erforderlich ist. 
Den Antrag kann auch ein Geschäftsunfähiger stellen. Die Sätze 1 und 2 gelten für die 
Einschränkung des Aufgabenkreises entsprechend. 
(3) Der Aufgabenkreis des Betreuers ist zu erweitern, wenn dies erforderlich wird. Die 
Vorschriften über die Bestellung des Betreuers gelten hierfür entsprechend. 
(4) Für den Einwilligungsvorbehalt gelten die Absätze 1 und 3 entsprechend. 
 
§ 1908f 
Anerkennung als Betreuungsverein 
(1) Ein rechtsfähiger Verein kann als Betreuungsverein anerkannt werden, wenn er 
gewährleistet, dass er 

 1.  
eine ausreichende Zahl geeigneter Mitarbeiter hat und diese beaufsichtigen, 
weiterbilden und gegen Schäden, die diese anderen im Rahmen ihrer Tätigkeit 
zufügen können, angemessen versichern wird, 

 2.  
sich planmäßig um die Gewinnung ehrenamtlicher Betreuer bemüht, diese in ihre 
Aufgaben einführt, sie fortbildet und sie sowie Bevollmächtigte bei der 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben berät und unterstützt, 

 2a.  planmäßig über Vorsorgevollmachten und Betreuungsverfügungen informiert, 

 3.  einen Erfahrungsaustausch zwischen den Mitarbeitern ermöglicht. 
(2) Die Anerkennung gilt für das jeweilige Land; sie kann auf einzelne Landesteile 
beschränkt werden. Sie ist widerruflich und kann unter Auflagen erteilt werden. 
(3) Das Nähere regelt das Landesrecht. Es kann auch weitere Voraussetzungen für die 
Anerkennung vorsehen. 
(4) Die anerkannten Betreuungsvereine können im Einzelfall Personen bei der Errichtung 
einer Vorsorgevollmacht beraten. 
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§ 1908g 
Behördenbetreuer 
(1) Gegen einen Behördenbetreuer wird kein Zwangsgeld nach § 1837 Abs. 3 Satz 1 
festgesetzt. 
(2) Der Behördenbetreuer kann Geld des Betreuten gemäß § 1807 auch bei der 
Körperschaft anlegen, bei der er tätig ist. 
 
§ 1908i 
Entsprechend anwendbare Vorschriften 
(1) Im Übrigen sind auf die Betreuung § 1632 Abs. 1 bis 3, §§ 1784, 1787 Abs. 1, § 
1791a Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz und Satz 2, §§ 1792, 1795 bis 1797 Abs. 1 Satz 2, 
§§ 1798, 1799, 1802, 1803, 1805 bis 1821, 1822 Nr. 1 bis 4, 6 bis 13, §§ 1823 bis 
1826, 1828 bis 1836, 1836c bis 1836e, 1837 Abs. 1 bis 3, §§ 1839 bis 1843, 1846, 
1857a, 1888, 1890 bis 1895 sinngemäß anzuwenden. Durch Landesrecht kann bestimmt 
werden, dass Vorschriften, welche die Aufsicht des Betreuungsgerichts in 
vermögensrechtlicher Hinsicht sowie beim Abschluss von Lehr- und Arbeitsverträgen 
betreffen, gegenüber der zuständigen Behörde außer Anwendung bleiben. 
(2) § 1804 ist sinngemäß anzuwenden, jedoch kann der Betreuer in Vertretung des 
Betreuten Gelegenheitsgeschenke auch dann machen, wenn dies dem Wunsch des 
Betreuten entspricht und nach seinen Lebensverhältnissen üblich ist. § 1857a ist auf die 
Betreuung durch den Vater, die Mutter, den Ehegatten, den Lebenspartner oder einen 
Abkömmling des Betreuten sowie auf den Vereinsbetreuer und den Behördenbetreuer 
sinngemäß anzuwenden, soweit das Betreuungsgericht nichts anderes anordnet. 
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Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in den 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 

Artikel 1 des Gesetzes vom 17.12.2008 (BGBl. I S. 2586), in Kraft getreten am 
29.05.2009 bzw. 01.09.2009 

zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.07.2017 (BGBl. I S. 2780) m.W.v. 29.07.2017 
Stand: 01.01.2018 aufgrund Gesetzes vom 05.07.2017 (BGBl. I S. 2208) 

 
Betreuungssachen 

Ausschnitte 
 
§ 271 
Betreuungssachen 
Betreuungssachen sind 

1.  Verfahren zur Bestellung eines Betreuers und zur Aufhebung der 
Betreuung, 

 2.  Verfahren zur Anordnung eines Einwilligungsvorbehalts sowie 
 3.  sonstige Verfahren, die die rechtliche Betreuung eines Volljährigen (§§ 
1896 bis 1908i des Bürgerlichen Gesetzbuchs) betreffen, soweit es sich nicht um eine 
Unterbringungssache handelt. 
 
§ 274 
Beteiligte 
(1) Zu beteiligen sind 
 1.  der Betroffene, 
 2.  der Betreuer, sofern sein Aufgabenkreis betroffen ist, 
 3.  der Bevollmächtigte im Sinne des § 1896 Abs. 2 Satz 2 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs, sofern sein Aufgabenkreis betroffen ist. 
(2) Der Verfahrenspfleger wird durch seine Bestellung als Beteiligter zum Verfahren 
hinzugezogen. 
(3) Die zuständige Behörde ist auf ihren Antrag als Beteiligte in Verfahren über 

1.  die Bestellung eines Betreuers oder die Anordnung eines 
Einwilligungsvorbehalts, 

2.  Umfang, Inhalt oder Bestand von Entscheidungen der in Nummer 1 
genannten Art hinzuzuziehen. 

(4) Beteiligt werden können 
1.  in den in Absatz 3 genannten Verfahren im Interesse des Betroffenen 

dessen Ehegatte oder Lebenspartner, wenn die Ehegatten oder 
Lebenspartner nicht dauernd getrennt leben, sowie dessen Eltern, 
Pflegeeltern, Großeltern, Abkömmlinge, Geschwister und eine Person 
seines Vertrauens, 

2.  der Vertreter der Staatskasse, soweit das Interesse der Staatskasse durch 
den Ausgang des Verfahrens betroffen sein kann. 

 
§ 275 
Verfahrensfähigkeit 
In Betreuungssachen ist der Betroffene ohne Rücksicht auf seine Geschäftsfähigkeit 
verfahrensfähig. 
 
§ 276 
Verfahrenspfleger 
(1) Das Gericht hat dem Betroffenen einen Verfahrenspfleger zu bestellen, wenn dies zur 
Wahrnehmung der Interessen des Betroffenen erforderlich ist. Die Bestellung ist in der 
Regel erforderlich, wenn 

1.  von der persönlichen Anhörung des Betroffenen nach § 278 Abs. 4 in 
Verbindung mit § 34 Abs. 2 abgesehen werden soll oder 

2.  Gegenstand des Verfahrens die Bestellung eines Betreuers zur Besorgung 
aller Angelegenheiten des Betroffenen oder die Erweiterung des 

https://dejure.org/BGBl/2008/BGBl._I_S._2586
https://dejure.org/BGBl/2017/BGBl._I_S._2780
https://dejure.org/BGBl/2017/BGBl._I_S._2208
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Aufgabenkreises hierauf ist; dies gilt auch, wenn der Gegenstand des 
Verfahrens die in § 1896 Abs. 4 und § 1905 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
bezeichneten Angelegenheiten nicht erfasst. 

(2) Von der Bestellung kann in den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 abgesehen werden, 
wenn ein Interesse des Betroffenen an der Bestellung des Verfahrenspflegers 
offensichtlich nicht besteht. Die Nichtbestellung ist zu begründen. 
(3) Wer Verfahrenspflegschaften im Rahmen seiner Berufsausübung führt, soll nur dann 
zum Verfahrenspfleger bestellt werden, wenn keine andere geeignete Person zur 
Verfügung steht, die zur ehrenamtlichen Führung der Verfahrenspflegschaft bereit ist. 
(4) Die Bestellung eines Verfahrenspflegers soll unterbleiben oder aufgehoben werden, 
wenn die Interessen des Betroffenen von einem Rechtsanwalt oder einem anderen 
geeigneten Verfahrensbevollmächtigten vertreten werden. 
(5) Die Bestellung endet, sofern sie nicht vorher aufgehoben wird, mit der Rechtskraft 
der Endentscheidung oder mit dem sonstigen Abschluss des Verfahrens. 
(6) Die Bestellung eines Verfahrenspflegers oder deren Aufhebung sowie die Ablehnung 
einer derartigen Maßnahme sind nicht selbständig anfechtbar. 
(7) Dem Verfahrenspfleger sind keine Kosten aufzuerlegen. 
 
§ 278 
Anhörung des Betroffenen 
(1) Das Gericht hat den Betroffenen vor der Bestellung eines Betreuers oder der 
Anordnung eines Einwilligungsvorbehalts persönlich anzuhören. Es hat sich einen 
persönlichen Eindruck von dem Betroffenen zu verschaffen. Diesen persönlichen Eindruck 
soll sich das Gericht in dessen üblicher Umgebung verschaffen, wenn es der Betroffene 
verlangt oder wenn es der Sachaufklärung dient und der Betroffene nicht widerspricht. 
(2) Das Gericht unterrichtet den Betroffenen über den möglichen Verlauf des Verfahrens. 
In geeigneten Fällen hat es den Betroffenen auf die Möglichkeit der Vorsorgevollmacht, 
deren Inhalt sowie auf die Möglichkeit ihrer Registrierung bei dem zentralen 
Vorsorgeregister nach § 78a Absatz 2 der Bundesnotarordnung hinzuweisen. Das Gericht 
hat den Umfang des Aufgabenkreises und die Frage, welche Person oder Stelle als 
Betreuer in Betracht kommt, mit dem Betroffenen zu erörtern. 
(3) Verfahrenshandlungen nach Absatz 1 dürfen nur dann im Wege der Rechtshilfe 
erfolgen, wenn anzunehmen ist, dass die Entscheidung ohne eigenen Eindruck von dem 
Betroffenen getroffen werden kann. 
(4) Soll eine persönliche Anhörung nach § 34 Abs. 2 unterbleiben, weil hiervon erhebliche 
Nachteile für die Gesundheit des Betroffenen zu besorgen sind, darf diese Entscheidung 
nur auf Grundlage eines ärztlichen Gutachtens getroffen werden. 
(5) Das Gericht kann den Betroffenen durch die zuständige Behörde vorführen lassen, 
wenn er sich weigert, an Verfahrenshandlungen nach Absatz 1 mitzuwirken. 
(6) Gewalt darf die Behörde nur anwenden, wenn das Gericht dies ausdrücklich 
angeordnet hat. Die zuständige Behörde ist befugt, erforderlichenfalls um Unterstützung 
der polizeilichen Vollzugsorgane nachzusuchen. 
(7) Die Wohnung des Betroffenen darf ohne dessen Einwilligung nur gewaltsam geöffnet, 
betreten und durchsucht werden, wenn das Gericht dies zu dessen Vorführung zur 
Anhörung ausdrücklich angeordnet hat. Bei Gefahr im Verzug kann die Anordnung nach 
Satz 1 durch die zuständige Behörde erfolgen. Durch diese Regelung wird das Grundrecht 
auf Unverletzlichkeit der Wohnung aus Artikel 13 Absatz 1 des Grundgesetzes 
eingeschränkt. 
 
§ 279 
Anhörung der sonstigen Beteiligten, der Betreuungsbehörde und des 
gesetzlichen Vertreters 
(1) Das Gericht hat die sonstigen Beteiligten vor der Bestellung eines Betreuers oder der 
Anordnung eines Einwilligungsvorbehalts anzuhören. 
(2) Das Gericht hat die zuständige Behörde vor der Bestellung eines Betreuers oder der 
Anordnung eines Einwilligungsvorbehalts anzuhören. Die Anhörung vor der Bestellung 
eines Betreuers soll sich insbesondere auf folgende Kriterien beziehen: 

 1.  persönliche, gesundheitliche und soziale Situation des Betroffenen, 

https://dejure.org/gesetze/BNotO/78a.html
https://dejure.org/gesetze/FamFG/34.html
https://dejure.org/gesetze/GG/13.html
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 2.  Erforderlichkeit der Betreuung einschließlich geeigneter anderer Hilfen (§ 1896 
Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs), 

 3.  Betreuerauswahl unter Berücksichtigung des Vorrangs der Ehrenamtlichkeit (§ 1897 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs) und 

 4.  diesbezügliche Sichtweise des Betroffenen. 
(3) Auf Verlangen des Betroffenen hat das Gericht eine ihm nahestehende Person 
anzuhören, wenn dies ohne erhebliche Verzögerung möglich ist. 
(4) Das Gericht hat im Fall einer Betreuerbestellung oder der Anordnung eines 
Einwilligungsvorbehalts für einen Minderjährigen (§ 1908a des Bürgerlichen Gesetzbuchs) 
den gesetzlichen Vertreter des Betroffenen anzuhören. 
 
§ 280 
Einholung eines Gutachtens 
(1) Vor der Bestellung eines Betreuers oder der Anordnung eines Einwilligungsvorbehalts 
hat eine förmliche Beweisaufnahme durch Einholung eines Gutachtens über die 
Notwendigkeit der Maßnahme stattzufinden. Der Sachverständige soll Arzt für Psychiatrie 
oder Arzt mit Erfahrung auf dem Gebiet der Psychiatrie sein. 
(2) Der Sachverständige hat den Betroffenen vor der Erstattung des Gutachtens 
persönlich zu untersuchen oder zu befragen. 
(3) Das Gutachten hat sich auf folgende Bereiche zu erstrecken: 
 1.  das Krankheitsbild einschließlich der Krankheitsentwicklung, 

2.  die durchgeführten Untersuchungen und die diesen zugrunde gelegten 
Forschungserkenntnisse, 

 3.  den körperlichen und psychiatrischen Zustand des Betroffenen, 
 4.  den Umfang des Aufgabenkreises und 
 5.  die voraussichtliche Dauer der Maßnahme. 
 
§ 283 
Vorführung zur Untersuchung 
(1) Das Gericht kann anordnen, dass der Betroffene zur Vorbereitung eines Gutachtens 
untersucht und durch die zuständige Behörde zu einer Untersuchung vorgeführt wird. Der 
Betroffene soll vorher persönlich angehört werden. 
(2) Gewalt darf die Behörde nur anwenden, wenn das Gericht dies ausdrücklich 
angeordnet hat. Die zuständige Behörde ist befugt, erforderlichenfalls die Unterstützung 
der polizeilichen Vollzugsorgane nachzusuchen. 
(3) Die Wohnung des Betroffenen darf ohne dessen Einwilligung nur gewaltsam geöffnet, 
betreten und durchsucht werden, wenn das Gericht dies zu dessen Vorführung zur 
Untersuchung ausdrücklich angeordnet hat. Vor der Anordnung ist der Betroffene 
persönlich anzuhören. Bei Gefahr im Verzug kann die Anordnung durch die zuständige 
Behörde ohne vorherige Anhörung des Betroffenen erfolgen. Durch diese Regelung wird 
das Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Wohnung aus Artikel 13 Absatz 1 des 
Grundgesetzes eingeschränkt. 
 
§ 284 
Unterbringung zur Begutachtung 
(1) Das Gericht kann nach Anhörung eines Sachverständigen beschließen, dass der 
Betroffene auf bestimmte Dauer untergebracht und beobachtet wird, soweit dies zur 
Vorbereitung des Gutachtens erforderlich ist. Der Betroffene ist vorher persönlich 
anzuhören. 
(2) Die Unterbringung darf die Dauer von sechs Wochen nicht überschreiten. Reicht 
dieser Zeitraum nicht aus, um die erforderlichen Erkenntnisse für das Gutachten zu 
erlangen, kann die Unterbringung durch gerichtlichen Beschluss bis zu einer 
Gesamtdauer von drei Monaten verlängert werden. 
(3) § 283 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend. Gegen Beschlüsse nach den Absätzen 1 und 2 
findet die sofortige Beschwerde nach den §§ 567 bis 572 der Zivilprozessordnung statt. 
 
 

https://dejure.org/gesetze/BGB/1896.html
https://dejure.org/gesetze/BGB/1897.html
https://dejure.org/gesetze/BGB/1908a.html
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§ 286 
Inhalt der Beschlussformel 
(1) Die Beschlussformel enthält im Fall der Bestellung eines Betreuers auch 

 1.  die Bezeichnung des Aufgabenkreises des Betreuers; 

 2.  bei Bestellung eines Vereinsbetreuers die Bezeichnung als Vereinsbetreuer und die 
des Vereins; 

 3.  bei Bestellung eines Behördenbetreuers die Bezeichnung als Behördenbetreuer und 
die der Behörde; 

 4.  bei Bestellung eines Berufsbetreuers die Bezeichnung als Berufsbetreuer. 
(2) Die Beschlussformel enthält im Fall der Anordnung eines Einwilligungsvorbehalts die 
Bezeichnung des Kreises der einwilligungsbedürftigen Willenserklärungen. 
(3) Der Zeitpunkt, bis zu dem das Gericht über die Aufhebung oder Verlängerung einer 
Maßnahme nach Absatz 1 oder Absatz 2 zu entscheiden hat, ist in der Beschlussformel zu 
bezeichnen. 
 
§ 287 
Wirksamwerden von Beschlüssen 
(1) Beschlüsse über Umfang, Inhalt oder Bestand der Bestellung eines Betreuers, über 
die Anordnung eines Einwilligungsvorbehalts oder über den Erlass einer einstweiligen 
Anordnung nach § 300 werden mit der Bekanntgabe an den Betreuer wirksam. 
(2) Ist die Bekanntgabe an den Betreuer nicht möglich oder ist Gefahr im Verzug, kann 
das Gericht die sofortige Wirksamkeit des Beschlusses anordnen. In diesem Fall wird er 
wirksam, wenn der Beschluss und die Anordnung seiner sofortigen Wirksamkeit 

1.  dem Betroffenen oder dem Verfahrenspfleger bekannt gegeben werden 
oder 

2.  der Geschäftsstelle zum Zweck der Bekanntgabe nach Nummer 1 
übergeben werden. 

Der Zeitpunkt der sofortigen Wirksamkeit ist auf dem Beschluss zu vermerken. 
(3) Ein Beschluss, der die Genehmigung nach § 1904 Absatz 2 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs zum Gegenstand hat, wird erst zwei Wochen nach Bekanntgabe an den 
Betreuer oder Bevollmächtigten sowie an den Verfahrenspfleger wirksam. 
 
§ 288 
Bekanntgabe 
(1) Von der Bekanntgabe der Gründe eines Beschlusses an den Betroffenen kann 
abgesehen werden, wenn dies nach ärztlichem Zeugnis erforderlich ist, um erhebliche 
Nachteile für seine Gesundheit zu vermeiden. 
(2) Das Gericht hat der zuständigen Behörde den Beschluss über die Bestellung eines 
Betreuers oder die Anordnung eines Einwilligungsvorbehalts oder Beschlüsse über 
Umfang, Inhalt oder Bestand einer solchen Maßnahme stets bekannt zu geben. Andere 
Beschlüsse sind der zuständigen Behörde bekannt zu geben, wenn sie vor deren Erlass 
angehört wurde. 
 
§ 289 
Verpflichtung des Betreuers 
(1) Der Betreuer wird mündlich verpflichtet und über seine Aufgaben unterrichtet. Das 
gilt nicht für Vereinsbetreuer, Behördenbetreuer, Vereine, die zuständige Behörde und 
Personen, die die Betreuung im Rahmen ihrer Berufsausübung führen, sowie nicht für 
ehrenamtliche Betreuer, die mehr als eine Betreuung führen oder in den letzten zwei 
Jahren geführt haben. 
(2) In geeigneten Fällen führt das Gericht mit dem Betreuer und dem Betroffenen ein 
Einführungsgespräch. 
 
§ 290 
Bestellungsurkunde 
Der Betreuer erhält eine Urkunde über seine Bestellung. Die Urkunde soll enthalten: 
 1.  die Bezeichnung des Betroffenen und des Betreuers; 
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2.  bei Bestellung eines Vereinsbetreuers oder Behördenbetreuers diese 
Bezeichnung und die Bezeichnung des Vereins oder der Behörde; 

 3.  den Aufgabenkreis des Betreuers; 
4.  bei Anordnung eines Einwilligungsvorbehalts die Bezeichnung des Kreises 

der einwilligungsbedürftigen Willenserklärungen; 
5.  bei der Bestellung eines vorläufigen Betreuers durch einstweilige 

Anordnung das Ende der einstweiligen Maßnahme. 
 

§ 295 
Verlängerung der Betreuung oder des Einwilligungsvorbehalts 
(1) Für die Verlängerung der Bestellung eines Betreuers oder der Anordnung eines 
Einwilligungsvorbehalts gelten die Vorschriften über die erstmalige Anordnung dieser 
Maßnahmen entsprechend. Von der erneuten Einholung eines Gutachtens kann 
abgesehen werden, wenn sich aus der persönlichen Anhörung des Betroffenen und einem 
ärztlichen Zeugnis ergibt, dass sich der Umfang der Betreuungsbedürftigkeit 
offensichtlich nicht verringert hat. Das Gericht hat die zuständige Behörde nur 
anzuhören, wenn es der Betroffene verlangt oder es zur Sachaufklärung erforderlich ist. 
(2) Über die Verlängerung der Betreuung oder des Einwilligungsvorbehalts hat das 
Gericht spätestens sieben Jahre nach der Anordnung dieser Maßnahmen zu entscheiden. 
 
§ 296 
Entlassung des Betreuers und Bestellung eines neuen Betreuers 
(1) Das Gericht hat den Betroffenen und den Betreuer persönlich anzuhören, wenn der 
Betroffene einer Entlassung des Betreuers (§ 1908b des Bürgerlichen Gesetzbuchs) 
widerspricht. 
(2) Vor der Bestellung eines neuen Betreuers (§ 1908c des Bürgerlichen Gesetzbuchs) 
hat das Gericht den Betroffenen persönlich anzuhören. Das gilt nicht, wenn der 
Betroffene sein Einverständnis mit dem Betreuerwechsel erklärt hat. § 279 gilt 
entsprechend. 
 
§ 303 
Ergänzende Vorschriften über die Beschwerde 
(1) Das Recht der Beschwerde steht der zuständigen Behörde gegen Entscheidungen 
über 

1.  die Bestellung eines Betreuers oder die Anordnung eines 
Einwilligungsvorbehalts, 

 2.  Umfang, Inhalt oder Bestand einer in Nummer 1 genannten Maßnahme 
zu. 

(2) Das Recht der Beschwerde gegen eine von Amts wegen ergangene Entscheidung 
steht im Interesse des Betroffenen 

1.  dessen Ehegatten oder Lebenspartner, wenn die Ehegatten oder 
Lebenspartner nicht dauernd getrennt leben, sowie den Eltern, Großeltern, 
Pflegeeltern, Abkömmlingen und Geschwistern des Betroffenen sowie 

 2.  einer Person seines Vertrauens 
zu, wenn sie im ersten Rechtszug beteiligt worden sind. 
(3) Das Recht der Beschwerde steht dem Verfahrenspfleger zu. 
(4) Der Betreuer oder der Vorsorgebevollmächtigte kann gegen eine Entscheidung, die 
seinen Aufgabenkreis betrifft, auch im Namen des Betroffenen Beschwerde einlegen. 
Führen mehrere Betreuer oder Vorsorgebevollmächtigte ihr Amt gemeinschaftlich, kann 
jeder von ihnen für den Betroffenen selbständig Beschwerde einlegen. 
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Unterbringungssachen 
Ausschnitte 

§ 312 
Unterbringungssachen 
Unterbringungssachen sind Verfahren, die die Genehmigung oder Anordnung einer 

 1.  freiheitsentziehenden Unterbringung nach § 1906 Absatz 1 und 2 auch in 
Verbindung mit Absatz 5 des Bürgerlichen Gesetzbuchs, 

 2.  freiheitsentziehenden Maßnahme nach § 1906 Absatz 4 auch in Verbindung mit 
Absatz 5 des Bürgerlichen Gesetzbuchs, 

 3.  
ärztlichen Zwangsmaßnahme, auch einschließlich einer Verbringung zu einem 
stationären Aufenthalt, nach § 1906a Absatz 1, 2 und 4 auch in Verbindung mit 
Absatz 5 des Bürgerlichen Gesetzbuchs oder 

 4.  freiheitsentziehenden Unterbringung und einer ärztlichen Zwangsmaßnahme bei 
Volljährigen nach den Landesgesetzen über die Unterbringung psychisch Kranker 

betreffen. 
 
§ 313 
Örtliche Zuständigkeit 
(1) Ausschließlich zuständig für Unterbringungssachen nach § 312 Nummer 1 bis 3 ist in 
dieser Rangfolge: 

 1.  das Gericht, bei dem ein Verfahren zur Bestellung eines Betreuers eingeleitet oder 
das Betreuungsverfahren anhängig ist; 

 2.  das Gericht, in dessen Bezirk der Betroffene seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat; 

 3.  das Gericht, in dessen Bezirk das Bedürfnis für die Unterbringungsmaßnahme 
hervortritt; 

 4.  das Amtsgericht Schöneberg in Berlin, wenn der Betroffene Deutscher ist. 
(2) Für einstweilige Anordnungen oder einstweilige Maßregeln ist auch das Gericht 
zuständig, in dessen Bezirk das Bedürfnis für die Unterbringungsmaßnahme bekannt 
wird. In den Fällen einer einstweiligen Anordnung oder einstweiligen Maßregel soll es 
dem nach Absatz 1 Nr. 1 oder Nr. 2 zuständigen Gericht davon Mitteilung machen. 
(3) Ausschließlich zuständig für Unterbringungen nach § 312 Nummer 4 ist das Gericht, 
in dessen Bezirk das Bedürfnis für die Unterbringungsmaßnahme hervortritt. Befindet 
sich der Betroffene bereits in einer Einrichtung zur freiheitsentziehenden Unterbringung, 
ist das Gericht ausschließlich zuständig, in dessen Bezirk die Einrichtung liegt. 
(4) Ist für die Unterbringungssache ein anderes Gericht zuständig als dasjenige, bei dem 
ein die Unterbringung erfassendes Verfahren zur Bestellung eines Betreuers eingeleitet 
ist, teilt dieses Gericht dem für die Unterbringungssache zuständigen Gericht die 
Aufhebung der Betreuung, den Wegfall des Aufgabenbereiches Unterbringung und einen 
Wechsel in der Person des Betreuers mit. Das für die Unterbringungssache zuständige 
Gericht teilt dem anderen Gericht die Unterbringungsmaßnahme, ihre Änderung, 
Verlängerung und Aufhebung mit. 
 
§ 315 
Beteiligte 
(1) Zu beteiligen sind 
 1.  der Betroffene, 
 2.  der Betreuer, 
 3.  der Bevollmächtigte im Sinne des § 1896 Abs. 2 Satz 2 des Bürgerlichen 
  Gesetzbuchs. 
(2) Der Verfahrenspfleger wird durch seine Bestellung als Beteiligter zum Verfahren 
hinzugezogen. 
(3) Die zuständige Behörde ist auf ihren Antrag als Beteiligte hinzuzuziehen. 
(4) Beteiligt werden können im Interesse des Betroffenen 

1.  dessen Ehegatte oder Lebenspartner, wenn die Ehegatten oder 
Lebenspartner nicht dauernd getrennt leben, sowie dessen Eltern und 

https://dejure.org/gesetze/BGB/1906.html
https://dejure.org/gesetze/BGB/1906.html
https://dejure.org/gesetze/BGB/1906a.html
https://dejure.org/gesetze/FamFG/312.html
https://dejure.org/gesetze/FamFG/312.html
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Kinder, wenn der Betroffene bei diesen lebt oder bei Einleitung des 
Verfahrens gelebt hat, sowie die Pflegeeltern, 

 2.  eine von ihm benannte Person seines Vertrauens, 
 3.  der Leiter der Einrichtung, in der der Betroffene lebt. 
Das Landesrecht kann vorsehen, dass weitere Personen und Stellen beteiligt werden 
können. 
 
§ 316 
Verfahrensfähigkeit 
In Unterbringungssachen ist der Betroffene ohne Rücksicht auf seine Geschäftsfähigkeit 
verfahrensfähig. 
 
§ 317 
Verfahrenspfleger 
(1) Das Gericht hat dem Betroffenen einen Verfahrenspfleger zu bestellen, wenn dies zur 
Wahrnehmung der Interessen des Betroffenen erforderlich ist. Die Bestellung ist 
insbesondere erforderlich, wenn von einer Anhörung des Betroffenen abgesehen werden 
soll. Bei der Genehmigung einer Einwilligung in eine ärztliche Zwangsmaßnahme oder 
deren Anordnung ist die Bestellung eines Verfahrenspflegers stets erforderlich. 
(2) Bestellt das Gericht dem Betroffenen keinen Verfahrenspfleger, ist dies in der 
Entscheidung, durch die eine Unterbringungsmaßnahme genehmigt oder angeordnet 
wird, zu begründen. 
(3) Wer Verfahrenspflegschaften im Rahmen seiner Berufsausübung führt, soll nur dann 
zum Verfahrenspfleger bestellt werden, wenn keine andere geeignete Person zur 
Verfügung steht, die zur ehrenamtlichen Führung der Verfahrenspflegschaft bereit ist. 
(4) Die Bestellung eines Verfahrenspflegers soll unterbleiben oder aufgehoben werden, 
wenn die Interessen des Betroffenen von einem Rechtsanwalt oder einem anderen 
geeigneten Verfahrensbevollmächtigten vertreten werden. 
(5) Die Bestellung endet, sofern sie nicht vorher aufgehoben wird, mit der Rechtskraft 
der Endentscheidung oder mit dem sonstigen Abschluss des Verfahrens. 
(6) Die Bestellung eines Verfahrenspflegers oder deren Aufhebung sowie die Ablehnung 
einer derartigen Maßnahme sind nicht selbständig anfechtbar. 
(7) Dem Verfahrenspfleger sind keine Kosten aufzuerlegen. 
 
§ 319 
Anhörung des Betroffenen 
(1) Das Gericht hat den Betroffenen vor einer Unterbringungsmaßnahme persönlich 
anzuhören und sich einen persönlichen Eindruck von ihm zu verschaffen. Den 
persönlichen Eindruck verschafft sich das Gericht, soweit dies erforderlich ist, in der 
üblichen Umgebung des Betroffenen. 
(2) Das Gericht unterrichtet den Betroffenen über den möglichen Verlauf des Verfahrens. 
(3) Soll eine persönliche Anhörung nach § 34 Abs. 2 unterbleiben, weil hiervon erhebliche 
Nachteile für die Gesundheit des Betroffenen zu besorgen sind, darf diese Entscheidung 
nur auf Grundlage eines ärztlichen Gutachtens getroffen werden. 
(4) Verfahrenshandlungen nach Absatz 1 sollen nicht im Wege der Rechtshilfe erfolgen. 
(5) Das Gericht kann den Betroffenen durch die zuständige Behörde vorführen lassen, 
wenn er sich weigert, an Verfahrenshandlungen nach Absatz 1 mitzuwirken. 
(6) Gewalt darf die Behörde nur anwenden, wenn das Gericht dies ausdrücklich 
angeordnet hat. Die zuständige Behörde ist befugt, erforderlichenfalls um Unterstützung 
der polizeilichen Vollzugsorgane nachzusuchen. 
(7) Die Wohnung des Betroffenen darf ohne dessen Einwilligung nur gewaltsam geöffnet, 
betreten und durchsucht werden, wenn das Gericht dies zu dessen Vorführung zur 
Anhörung ausdrücklich angeordnet hat. Bei Gefahr im Verzug kann die Anordnung nach 
Satz 1 durch die zuständige Behörde erfolgen. Durch diese Regelung wird das Grundrecht 
auf Unverletzlichkeit der Wohnung aus Artikel 13 Absatz 1 des Grundgesetzes 
eingeschränkt. 
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§ 329 
Dauer und Verlängerung der Unterbringung 
(1) Die Unterbringung endet spätestens mit Ablauf eines Jahres, bei offensichtlich langer 
Unterbringungsbedürftigkeit spätestens mit Ablauf von zwei Jahren, wenn sie nicht 
vorher verlängert wird. Die Genehmigung einer Einwilligung in eine ärztliche 
Zwangsmaßnahme oder deren Anordnung darf die Dauer von sechs Wochen nicht 
überschreiten, wenn sie nicht vorher verlängert wird. 
(2) Für die Verlängerung der Genehmigung oder Anordnung einer 
Unterbringungsmaßnahme gelten die Vorschriften für die erstmalige Anordnung oder 
Genehmigung entsprechend. Bei Unterbringungen mit einer Gesamtdauer von mehr als 
vier Jahren soll das Gericht keinen Sachverständigen bestellen, der den Betroffenen 
bisher behandelt oder begutachtet hat oder in der Einrichtung tätig ist, in der der 
Betroffene untergebracht ist. 
(3) Bei der Genehmigung einer Einwilligung in eine ärztliche Zwangsmaßnahme oder 
deren Anordnung mit einer Gesamtdauer von mehr als zwölf Wochen soll das Gericht 
keinen Sachverständigen bestellen, der den Betroffenen bisher behandelt oder 
begutachtet hat oder in der Einrichtung tätig ist, in der der Betroffene untergebracht ist. 
 
§ 330 
Aufhebung der Unterbringung 
Die Genehmigung oder Anordnung der Unterbringungsmaßnahme ist aufzuheben, wenn 
ihre Voraussetzungen wegfallen. 2Vor der Aufhebung einer Unterbringungsmaßnahme 
nach § 312 Nummer 4 soll das Gericht die zuständige Behörde anhören, es sei denn, 
dass dies zu einer nicht nur geringen Verzögerung des Verfahrens führen würde. 
 
§ 331 
Einstweilige Anordnung 
Das Gericht kann durch einstweilige Anordnung eine vorläufige 
Unterbringungsmaßnahme anordnen oder genehmigen, wenn 

 1.  
dringende Gründe für die Annahme bestehen, dass die Voraussetzungen für die 
Genehmigung oder Anordnung einer Unterbringungsmaßnahme gegeben sind und 
ein dringendes Bedürfnis für ein sofortiges Tätigwerden besteht, 

 2.  

ein ärztliches Zeugnis über den Zustand des Betroffenen und über die Notwendigkeit 
der Maßnahme vorliegt; in den Fällen des § 312 Nummer 1, 3 und 4 muss der Arzt, 
der das ärztliche Zeugnis erstellt, Erfahrung auf dem Gebiet der Psychiatrie haben 
und soll Arzt für Psychiatrie sein, 

 3.  im Fall des § 317 ein Verfahrenspfleger bestellt und angehört worden ist und 

 4.  der Betroffene persönlich angehört worden ist. 
Eine Anhörung des Betroffenen im Wege der Rechtshilfe ist abweichend von § 319 Abs. 4 
zulässig. 
 
§ 335 
Ergänzende Vorschriften über die Beschwerde 
(1) Das Recht der Beschwerde steht im Interesse des Betroffenen 

1.  dessen Ehegatten oder Lebenspartner, wenn die Ehegatten oder 
Lebenspartner nicht dauernd getrennt leben, sowie dessen Eltern und 
Kindern, wenn der Betroffene bei diesen lebt oder bei Einleitung des 
Verfahrens gelebt hat, den Pflegeeltern, 

 2.  einer von dem Betroffenen benannten Person seines Vertrauens sowie 
 3.  dem Leiter der Einrichtung, in der der Betroffene lebt, 

zu, wenn sie im ersten Rechtszug beteiligt worden sind. 
(2) Das Recht der Beschwerde steht dem Verfahrenspfleger zu. 
(3) Der Betreuer oder der Vorsorgebevollmächtigte kann gegen eine Entscheidung, die 
seinen Aufgabenkreis betrifft, auch im Namen des Betroffenen Beschwerde einlegen. 
(4) Das Recht der Beschwerde steht der zuständigen Behörde zu. 
 
 

https://dejure.org/gesetze/FamFG/312.html
https://dejure.org/gesetze/FamFG/312.html
https://dejure.org/gesetze/FamFG/317.html
https://dejure.org/gesetze/FamFG/319.html
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§ 339 
Benachrichtigung von Angehörigen 
Von der Anordnung oder Genehmigung der Unterbringung und deren Verlängerung hat 
das Gericht einen Angehörigen des Betroffenen oder eine Person seines Vertrauens 
unverzüglich zu benachrichtigen. 
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Gesetz zur Stärkung der Funktionen der Betreuungsbehörde 
vom 28. August 2013 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 
 
 
Artikel 1 
Änderung des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
 
Das Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2586, 2587), das zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 4. Juli 2013 (BGBl. I S. 2176) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 
 
1. § 279 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
a) Die Wörter „, wenn es der Betroffene verlangt oder es der Sachaufklärung dient“ 
werden gestrichen. 
b) Folgender Satz wird angefügt: 
„Die Anhörung vor der Bestellung eines Betreuers soll sich insbesondere auf folgende 
Kriterien beziehen: 
1. persönliche, gesundheitliche und soziale Situation des Betroffenen, 
2. Erforderlichkeit der Betreuung einschließlich geeigneter anderer Hilfen (§ 1896  
Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs), 
3. Betreuerauswahl unter Berücksichtigung des Vorrangs der Ehrenamtlichkeit (§ 1897 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs) und 
4. diesbezügliche Sichtweise des Betroffenen.“ 
2. Dem § 280 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 
„ Das Ergebnis einer Anhörung nach § 279 Absatz 2 Satz 2 hat der Sachverständige zu 
berücksichtigen, wenn es ihm bei Erstellung seines Gutachtens vorliegt.“ 
3. Dem § 293 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 
„Das Gericht hat die zuständige Behörde nur anzuhören, wenn es der Betroffene verlangt 
oder es zur Sachaufklärung erforderlich ist.“ 
4. § 294 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
a) Die Wörter „gelten die §§ 279 und 288 Abs. 2 Satz 1“ werden durch die Wörter 
„gilt § 279 Absatz 1, 3 und 4 sowie § 288 Absatz 2 Satz 1“ 
ersetzt. 
b) Folgender Satz wird angefügt: 
„Das Gericht hat die zuständige Behörde nur anzuhören, wenn es der Betroffene verlangt 
oder es zur Sachaufklärung erforderlich ist.“ 
5. Dem § 295 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 
„Das Gericht hat die zuständige Behörde nur anzuhören, wenn es der Betroffene verlangt 
oder es zur Sachaufklärung erforderlich ist.“ 
 
Artikel 2 
Änderung des Betreuungsbehördengesetzes 
Das Betreuungsbehördengesetz vom 12. September 
1990 (BGBl. I S. 2002, 2025), das zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 6. Juli 2009 
(BGBl. I S. 1696)geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
 
 
1. § 4 wird wie folgt gefasst: 
„§4 
(1) Die Behörde informiert und berät über allgemeine betreuungsrechtliche Fragen, 
insbesondere über eine Vorsorgevollmacht und über andere Hilfen, bei denen kein 
Betreuer bestellt wird. 
(2) Wenn im Einzelfall Anhaltspunkte für einen Betreuungsbedarf nach § 1896 Absatz 1 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs bestehen, soll die Behörde der betroffenen Person ein  
Beratungsangebot unterbreiten. Diese Beratung umfasst auch die Pflicht, andere 
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Hilfen, bei denen kein Betreuer bestellt wird, zu vermitteln. Dabei arbeitet die Behörde 
mit den zuständigen Sozialleistungsträgern zusammen. 
(3) Die Behörde berät und unterstützt Betreuer und Bevollmächtigte auf deren Wunsch 
bei der Wahrnehmung von deren Aufgaben, die Betreuer insbesondere auch bei der 
Erstellung des Betreuungsplans.“ 
2. In §5 werden nach dem Wort „Betreuer“ die Wörter „und der Bevollmächtigten“ 
eingefügt. 
3. § 8 wird durch die folgenden §§ 8 und 9 ersetzt: 
„§8 
(1) Die Behörde unterstützt das Betreuungsgericht. Dies umfasst insbesondere folgende 
Maßnahmen: 
1. die Erstellung eines Berichts im Rahmen der gerichtlichen Anhörung (§ 279 Absatz 2 
des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit), 
2. die Aufklärung und Mitteilung des Sachverhalts, den das Gericht über Nummer 1 
hinaus für aufklärungsbedürftig hält, sowie 
3. die Gewinnung geeigneter Betreuer. 
(2) Wenn die Behörde vom Betreuungsgericht dazu aufgefordert wird, schlägt sie eine 
Person vor, die sich im Einzelfall zum Betreuer oder Verfahrenspfleger eignet. Steht keine 
geeignete Person zur Verfügung, die zur ehrenamtlichen Führung der Betreuung bereit 
ist, schlägt die Behörde dem Betreuungsgericht eine Person für die berufsmäßige 
Führung der Betreuung vor und teilt gleichzeitig den Umfang der von dieser Person 
derzeit berufsmäßig geführten Betreuungen mit. 
§9 
Zur Durchführung der Aufgaben werden Personenbeschäftigt, die sich hierfür nach ihrer 
Persönlichkeit eignen und die in der Regel entweder eine ihren Aufgaben entsprechende 
Ausbildung erhalten haben (Fachkräfte) oder über vergleichbare Erfahrungen 
verfügen.“ 
4. Der bisherige § 9 wird § 10. 
 
Artikel 3 
Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
 
§ 1908f Absatz 1 Nummer 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 2. Januar 2002 (BGBl. I S. 42, 2909; 2003 I S. 738), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 4. Juli 2013 (BGBl. I S. 2176) geändert 
worden ist, wird wie folgt gefasst: 
„2. sich planmäßig um die Gewinnung ehrenamtlicher Betreuer bemüht, diese in ihre 
Aufgaben einführt, sie fortbildet und sie sowie Bevollmächtigte bei der Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben berät und unterstützt,“. 
 
Artikel 4 
Inkrafttreten 
Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 2014 in Kraft 
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